
Antrag O06: Verbot altruistischer Leihmutterschaft in 
Deutschland
Antragsteller/in: Frauen Union

Status: zugewiesen

Sachgebiet: O - Recht, Justiz und Verbraucherschutz

Der Parteitag möge beschließen:

 1 Angesichts ethischer, rechtlicher und praktischer Bedenken gegenüber Leihmutterschaft
 2 bekräftigt die CDU Deutschlands ihre Forderung, Leihmutterschaft – auch in
 3 altruistischen Modellen – in Deutschland weiterhin zu verbieten, um Missbrauch,
 4 Ausbeutung und gesundheitliche Risiken zu verhindern. Leihmutterschaft bleibt damit
 5 uneingeschränkt verboten, unabhängig von der Motivation und unabhängig von der
 6 Möglichkeit der Eizellspende. Es wird ausdrücklich verhindert, dass in Deutschland
 7 kommerzielle oder neutrale Modelle entstehen, die Leihmutterschaft zu einem
 8 Geschäftsmodell machen.

Begründung

Die Leihmutterschaft, selbst in altruistischen Modellen, ist mit erheblichen ethischen, rechtlichen und 
praktischen Bedenken verbunden. Es besteht ein hohes Risiko für Ausbeutung, Umgehungen und 
Missbrauch. Lifestyle-Tendenzen wie in den USA sollte es in Deutschland nicht geben. Dort ist 
Leihmutterschaft ein Geschäftsmodell. Es existieren globale Reproduktionsmärkte. Aus anderen 
Ländern wissen wir, dass Leihmütter ihre Dienste oft aus finanzieller Not heraus anbieten. Zudem 
müssen sich Leihmütter in den Verträgen mit ihren Auftraggebern dazu bereit erklären, sämtliche 
Maßnahmen der pränatalen Diagnostik durchzuführen und im Falle diagnostizierter Risiken die 
Schwangerschaft auf Wunsch und nach dem Ermessen der Auftraggeber abzubrechen.

Eine klare Abgrenzung zwischen altruistischen und kommerziellen Interessen ist nicht möglich. Es ist 
rechtlich zudem nicht möglich zu verhindern, dass Frauen unter emotionalem Druck – gerade in der 
Familie – oder in finanzieller Abhängigkeit stehen, wenn die Leihmutterschaft erst einmal zugelassen 
wäre.

Das Europäische Parlament hat Leihmutterschaft gar als sexuelle Ausbeutung insbesondere ärmerer 
Frauen und als Verletzung ihrer Menschenwürde verurteilt. Leihmutterschaft wird auf eine Stufe mit 
Verbrechen wie Sklaverei, Zwangsheirat, illegale Adoption oder Ausbeutung von Kindern gesetzt.
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